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Kern: Mit einer Bildungs- und Betreuungsgarantie für Klarheit sorgen

Flächendeckende Einschränkungen beim Präsenzunterricht würden nicht nur das Recht der Kinder auf
Bildung berühren, sondern auch die Eltern und Familien einer neuen Zerreißprobe aussetzen.

 

Zur Meldung, wonach der Gesundheitsminister die Kultusministerin von der Notwendigkeit von Wechsel-
beziehungsweise Fernunterricht in älteren Jahrgangsstufen überzeugen will,  sagte der
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern:

 

„Die Halbwertszeit der grün-schwarzen Politik wird immer kürzer. Erst in der vergangenen Woche wurde
dem Landtag der Beschluss der Ministerpräsidenten vorgelegt, wonach die Schulen geöffnet bleiben
sollen. Erst bei einem Inzidenzwert über 200 Neuinfektionen pro 100 000 Einwohnern sollen demnach
weitergehende Maßnahmen für die Unterrichtsgestaltung in den älteren Jahrgängen ab Jahrgangsstufe 8
(außer Abschlussklassen) schulspezifisch umgesetzt werden. An diesen von seiner eigenen Regierung
mitgetragenen Beschluss will sich der Gesundheitsminister nun nicht mehr erinnern. Nach Auffassung
der FDP/DVP Fraktion wäre von flächendeckenden Einschränkungen beim Präsenzunterricht nicht nur
das Recht der Kinder auf Bildung betroffen, sondern viele Eltern und Familien würden wieder einmal
einer Zerreißprobe zwischen Kinderbetreuung und Berufstätigkeit ausgesetzt. In Nordrhein-Westfalen
hat der Familienminister eine Bildungs- und Betreuungsgarantie abgegeben, damit auch bei steigenden
Infektionszahlen eine flächendeckende Schließung von Schulen und Kindertagesbetreuung nicht mehr
vollzogen wird. Die FDP/DVP Fraktion kann der grün-schwarzen Landesregierung nur dringend
empfehlen, durch widerstreitende Aussagen nicht noch mehr Verunsicherung zu stiften, sondern
ebenfalls eine solche Bildungs- und Betreuungsgarantie abzugeben und damit für die notwendige
Klarheit zu sorgen.“


